
habers der Souveränität, der Grundsatz der Gleich­
berechtigung der Staaten der beiden einander im Welt­
maßstab gegenüberstehenden Gesellschaftsordnungen. 
Das geltende Völkerrecht der friedlichen Koexistenz 
hat die wechselseitige Achtung der Souveränität zur 
grundlegenden Voraussetzung. Demnach ist die Souve­
ränität jedes Staates scheinbar „begrenzt“, in Wahr­
heit aber gewährleistet durch das Verbot der Gewalt 
und der Einmischung, durch die Pflicht, den Frieden 
zu erhalten und zu garantieren.
Mit dem Grundsatz der souveränen Gleichheit ist fer­
ner jegliche Form der Kolonialherrschaft und des Ras­
sismus unvereinbar. Da sich die Souveränität als ein 
politisch-rechtliches Attribut jedes Staates unabhängig 
von seiner Gesellschaftsordnung versteht, ist ihre 
Durchsetzung stets rechtmäßig. Schließlich ist durch 
das Prinzip der souveränen Gleichheit aller Staaten 
anerkannt, daß entsprechend dem Selbstbestimmungjs- 
recht aller Völker die Wahl der politischen, sozialen, 
ökonomischen und kulturellen Ordnung grundsätzlich 
eine Angelegenheit des Volkes jedes Staates ist.
Vergleicht man die im Deklarationsentwurf vorgesehe­
nen Elemente des Prinzips der souveränen Gleichheit 
mit den dargelegten Wesenszügen, so ergibt sich im 
wesentlichen Übereinstimmung. Denn die vorgeschla­
gene Fassung des Prinzips beginnt mit der grundsätz­
lichen Feststellung: „Alle Staaten genießen souveräne 
Gleichheit. Sie haben gleiche Rechte und Pflichten und 
sind gleichermaßen Mitglieder der internationalen Ge­
meinschaft, unabhängig von Unterschieden ökonomi­
scher, gesellschaftlicher, politischer oder sonstiger Art.“ 
Im besonderen werden folgende Elemente als Bestand­
teile der souveränen Gleichheit hervorgehoben:
,,a) Die Staaten sind juristisch gleichberechtigt.
b) Jeder Staat genießt die der vollen Souveränität 

innewohnenden Rechte.
c) Jeder Staat hat die Pflicht, die Eigenart (perso­

nality) anderer Staaten zu achten.
d) Die territoriale Integrität und die politische Unab­

hängigkeit der Staaten sind unverletzlich.
e) Jeder Staat hat das Recht auf freie Wahl und Ent­

wicklung seiner politischen, gesellschaftlichen, wirt­
schaftlichen und kulturellen Ordnung.

f) Jeder Staat hat die Pflicht, seine internationalen 
Verpflichtungen voll und gewissenhaft zu erfüllen 
und mit den anderen Staaten in Frieden zu leben.“

Bedauerlich erscheint uns das Fehlen einer ausdrück­
lichen Bestätigung erstens der Verfügungsfreiheit jedes 
Staates über die Naturreichtümer und Ressourcen in­
nerhalb seines Hoheitsgebietes (trotz der bereits in der 
Resolution 1803/XVII erfolgten Bekräftigung als gel­
tendes Völkerrecht), zweitens des Rechts aller Staaten 
auf Teilnahme an der Lösung internationaler ihre 
legitimen Interessen berührender Fragen einschließlich 
des Rechts auf gleichberechtigte Teilnahme an inter­
nationalen Organisationen sowie an allgemeinen mehr­
seitigen Verträgen, die ihre Interessen betreffen. Der 
Kampf um die ausdrückliche Verbriefung auch dieser

dem Prinzip der souveränen Gleichheit aller Staaten 
immanenten Rechte wird im Zuge der weiteren Kodi- 
fizierung der Grundprinzipien des demokratischen Völ­
kerrechts, die ein ständiger Prozeß ist, gewiß weiter­
gehen.. ' .-

Die Erfüllung völkerrechtsgemäßer Verpflichtungen
Gleichberechtigte friedliche Zusammenarbeit setzt die 
gewissenhafte, Treu und Glauben entsprechende Er­
füllung völkerrechtsgemäßer Verpflichtungen voraus 
und damit zugleich die Nichtigkeit solcher Festlegun­
gen, die den zwingenden Grundprinzipien des gelten­
den Völkerrechts widersprechen. Aus dem in der Prä­
ambel der UNO-Charta bekräftigten, in Art. 103 und 
im Deklarationsentwurf präzisierten Grundsatz der 
Pflicht zu gewissenhafter Erfüllung aller in Überein­
stimmung mit der Charta übernommenen Verpflichtun­
gen und aus Art. 53 der Wiener Konvention vom 
22. Mai 1969 über das Recht der Verträge ergibt sich 
die Maßstabfunktion des Systems anerkannter Grund­
prinzipien bei der Verwirklichung des Völkerrechtlichen 
Grundsatzes der bindenden Kraft übernommener Ver­
pflichtungen. Wie aus Art. 75 der Wiener Konvention 
hervorgeht, steht dabei das Aggressionsverbot unter 
dem besonders hervorgehobenen Schutz • des Völker­
rechts.

•

So bestätigt der Deklarationsentwurf zusammen mit 
anderen Grundsatznormen des allgemeinen Völker­
rechts noch einmal die Hauptaufgabe des Systems, in 
dessen Dienst die Organisation der Vereinten Nationen 
steht: Sicherung eines dauerhaften Friedens unter den 
Bedingungen der Koexistenz sozialistischer und impe­
rialistischer Staaten in der Epoche des Übergangs der 
Welt vom Kapitalismus zum Sozialismus.
Alles in allem genügt die vorgeschlagene Deklaration 
der sich hieraus ergebenden Aufgabe und kann daher 
— trotz mancher einem Kompromiß nun einmal anhaf­
tenden Unzulänglichkeiten — als ein neuer Erfolg des 
von Lenin entwickelten, den Interessen aller Völker 
dienenden Grundprinzips der friedlichen Koexistenz 
von Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsordnung 
gewertet werden. Die Verabschiedung wird ein wür­
diger Beitrag zur Entwicklung des demokratischen 
Völkerrechts beim Übergang der Organisation der Ver­
einten Nationen in das nächste Vierteljahrhundert 
ihres Bestehens sein.
Die Deklaration ist dazu angetan, das umfängliche 
Koddfikationswerk, das die UNO auf verschiedenen 
wichtigen Gebieten besonders in jüngster Zeit voll­
bracht hat, zu krönen. In Verbindung mit praktisch 
wirksamen Beschlüssen, z. B. auf dem Gebiet des 
Kampfes gegen ABC-Waffen, wird .die Deklaration 
helfen, die Staaten zu effektiverer Verwirklichung der 
Grundprinzipien anzuspomen sowie der bald da, bald 
dort von aggressiven imperialistischen Kräften unter­
nommenen blutigen Verhöhnung der demokratischen 
Grundprinzipien des Völkerrechts in breiter Front ent- 
gegenzutreten.
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Zentrale Leitung und komplexe Kriminalitätsverhütung und -bekämpfung
Für die wirkungsvolle Integration der Erfordernisse 
komplexer Kriminalitätsvorbeugung und -bekämpfung 
in die Leitungstätigkeit der staatlichen Organe und 
Einrichtungen, der Betriebe, Genossenschaften und ge­
sellschaftlichen Organisationen ist es von entscheiden­
der Bedeutung, die darauf gerichtete z e n t r a l e  Lei­

tung zu verstärken und zu qualifizieren. Um dafür 
bessere Voraussetzungen zu schaffen, wurde eine zen­
trale Arbeitsgruppe „Komplexe Kriminalitätsrvorbeu- 
gung und -bekämpfung“ als ständig arbeitende Ein­
richtung zentraler staatlicher Organe und gesellschaft­
licher Organisationen gebildet. Damit wird einer Emp-


